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Die Geschichte des Schulwesens in
der Habsburgermonarchie hat immer
wieder das Interesse von Historikern
geweckt, nicht nur von jenen, die sich
speziell mit der Bildungsgeschichte be-
fassen. Allerdings bildet in der rezent
erschienenen wissenschaftlichen Lite-
ratur der Zeitraum von der liberalen
Schulreform von 1869 bis zum Ende
der Monarchie eindeutig einen
Schwerpunkt. Die vorangegangene
Periode hingegen wurde vor allem in
der älteren Literatur mit Bezug auf die
gesamte Monarchie oder jedenfalls de-
ren „österreichischen“ Teil, also unter
Ausklammerung der Länder der unga-
rischen Krone, behandelt, wobei aller-
dings für das heutige Österreich eine
sehr grundlegende vielbändige Ge-
schichte des Bildungswesens seit ge-
raumer Zeit vorliegt. Was jedoch all
diesen Studien abgeht, ist ein elabo-

rierter quantitativer Ansatz der sich

entsprechender statistischer Modelle

bedient. Der an der UCL School of Sla-

vonic and East European Studies in

London lehrende Wirtschaftshistoriker

Tomáš Cvr¤ek hat in seinem neuen

Werk genau einen solchen Zugang ge-
wählt. Seine Gesamtdarstellung um-

fasst die „vorliberale“ Periode von der
mariatheresianischen bis zum Reichs-
volksschulgesetz von 1869. Die Län-
der der ungarischen Krone bleiben
ausgeklammert.

Die Studie basiert primär auf der
Auswertung zeitgenössischer Statisti-
ken zum Pflichtschulwesen, ergänzt
durch einige archivalische Quellen aus
tschechischen Archiven. Die quantitati-
ven Befunde werden zu den qualitati-
ven der Sekundärliteratur in Bezug ge-
setzt. Im Vordergrund steht die Makro-
perspektive auf der Ebene der späte-
ren Kronländer. Diese wird durch eini-
ge Detailanalysen von einzelnen Städ-
ten und Regionen ergänzt. Aus wirt-
schaftshistorischer Perspektive er-
möglicht der quantitative Ansatz in be-
sonders anschaulicher Weise, die Ent-
wicklung des „Humankapitals“ wäh-
rend der Proto- und Frühindustrialisie-
rung mit jener der wirtschaftlichen Per-
formance der Monarchie, genauer
genommen der „österreichischen“
Reichshälfte, in Beziehung setzen, die
in den Arbeiten von David F. Good,
John Komlos und anderen dokumen-
tiert wurde.

Nun hat das österreichische Pflicht-
schulwesen aus der Zeit der „Reaktion“
bekanntlich in der Vergangenheit eine
durchwegs negative Beurteilung erfah-
ren. Kritisiert wurde die inhaltliche
Enge der Lehrinhalte, die auf die Erzie-
hung „gehorsamer Untertanen“ gerich-
tet war, aber auch die unzureichende
Lehrerausbildung, deren schlechte Be-
zahlung und die geringe Bereitschaft
seitens der Herrscher und Regierun-
gen, mehr Budget für das Schulwesen
bereitzustellen. Für einen „military-fis-
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cal state“, der die Habsburgermonar-
chie wie viele andere europäische
Staaten noch bis in die zweite Hälfte
des 19. Jahrhunderts war, überrascht
dieser Befund allerdings nicht weiter.
Nach Berechnungen des Autors gab
der Staat selbst im Jahr 1865, also am
Ende der betrachteten Periode, für
Pflichtschulen nur 0,34% des BIP aus.
Die gängige Finanzierung durch Schul-
patron, Gemeinde und Eltern, manch-
mal ergänzt durch Mittel aus dem
Schulfonds oder andere staatliche Hil-
fen, ließ keine ausreichenden Mittel er-
warten.

Es verwundert daher auch nicht,
dass diese Kritikpunkte an der habs-
burgischen Schulpolitik in Cvr¤eks
Buch eine quantitative Bestätigung fin-
den. Tatsächlich war die postjosephini-
sche Politische Schulverfassung von
1805 von der Angst vor „gemeinschäd-
licher Verstimmung der Gemüter durch
schiefe Aufklärung, unverdaute Lektü-
re und gelehrte Theorien“ geprägt. Der
starke Einfluss der katholischen Kirche
tat ein Übriges, um die strukturellen
Defizite lediglich zu mildern, aber nicht
grundlegend zu überwinden. Diese De-
fizite waren vielfältig. Selbst die vom
vormärzlichen Regime angestrebte,
nicht allzu ambitionierte Steigerung der
Zahl der Trivialschulen gelang vor
1848 nur langsam, die erwünschte
Zahl der „eingeschulten“ Orte wurde
nicht erreicht. Das Grunddilemma lag
darin, dass die einzelnen Gemeinden
nicht gezwungen werden konnten,
Schulen zu errichten, aber wenn diese
vorhanden waren, diese dann unter
strikten staatlichen Auflagen und Kon-
trollen litten. So bemühten sich sogar
adelige Schulpatrone zum Teil erfolg-
los um mehr Unterricht in den „realisti-
schen Fächern“. Die Bezahlung der
Lehrer in den Pflichtschulen war äu-

ßerst dürftig und ohne Zuverdienst
durch Kirchendienst oder andere Ne-
benbeschäftigungen zumindest in den
ländlichen Regionen existenzbedro-
hend niedrig. Für Lehrer war ein An-
stellungswechsel äußerst wichtig, da
die bei der Anstellung vereinbarten no-
minellen Löhne auch bei hoher Inflati-
on nicht angepasst wurden. Lehrerin-
nen fanden im betrachteten Zeitraum
vor allem in Städten und dort in Privat-
schulen Anstellung, zumeist lediglich
für „weibliche Handarbeiten“. Besser
war ihre Situation nur im italienisch-
sprachigen Raum. Die Benachteili-
gung tschechischsprachiger („slavi-
scher“) Schulen, wie Cvr¤ek belegt,
bestand nicht in ihrer geringeren Zahl,
sondern in der Ausstattung und den
Lehrergehältern. Allen Trivialschulen
gemein war eine überbordende Zahl
von Kindern pro Klasse, die sinnvollen
vertieften Unterricht kaum zuließen.
Dazu kamen die vielen Schulbefreiun-
gen im ländlichen Raum, die Überbela-
stung von Arbeiterkindern, die harte
Kinderarbeit und Schule unter einen
Hut bringen sollten. Nicht zu vergessen
bestand auch ein beträchtlicher Gen-
der Gap, was den Zugang von Mäd-
chen zu Pflichtschulen anlangt.

Im Gegensatz zu älteren Darstellun-
gen bezieht Cvr¤ek die mariatheresia-
nische Reform in seine zum Teil sehr
harsche Kritik an der Entwicklung des
Pflichtschulwesens in der Habsburger-
monarchie mit ein. Im Wesentlichen
stützt sich diese auf zwei Argumente:
die geringe Durchsetzung der Schul-
pflicht und die bereits erwähnte man-
gelnde finanzielle Fundierung des
Schulwesens. Für die Schulpflicht ver-
gleicht der Autor Bevölkerungszahlen
aus den Konskriptionen mit der publi-
zierten Zahl schulpflichtiger und die
Schulen besuchender Kinder. Die Bi-



lanz der Reform fiel demnach sehr er-
nüchternd aus. Nach Berechnungen
des Autors waren 1780 lediglich 10%
der Schulpflichtigen 1,74 Millionen
Fünf- bis Zwölfjährigen auch in Pflicht-
schulen eingeschrieben, selbst in Nie-
derösterreich lediglich 29%. Noch 1865
soll in Niederösterreich die Lücke zwi-
schen den von den Schulbehörden er-
fassten und tatsächlich Schulpflichti-
gen laut Volkszählung fast 35.000 von
219.000 betragen haben. Das sind
doch von den bisherigen Zahlen in der
Sekundärliteratur stark abweichende,
sehr geringe Werte, denn in der älteren
Literatur findet sich die Aussage, dass
am Vorabend der 1848er-Revolution
fast alle schulpflichtigen Kinder in den
österreichischen Alpenländern, mit
Ausnahme der Untersteiermark und
der böhmischen Länder, auch eine
Schule besuchten. Wie ist diese Diffe-
renz zu erklären?

Nun ist die oben getroffene Aussage
dahingehend zu relativieren, dass der
Schulbesuch zum Teil sehr ungenü-
gend passierte, sowohl was die vorge-
sehene Schuldauer von sechs Jahren
als auch den unterjährigen Besuch in
den Erntemonaten betrifft. Cvr¤ek
kommt darauf selbst am Beispiel Tirols
zu sprechen. In diesem Land sorgte
der verbreitete halbtägige Unterricht
für eine hohe „enrollment ratio“, der
kein entsprechend ausreichender
Schulbesuch entsprach. Eine ähnliche
Wirkung hatten sicherlich auch auf
Druck der Eltern zu Stande gekomme-
ne Schulabbrüche nach nur drei oder
vier Schuljahren, denen die Schulbe-
hörden zu wenig Widerstand entge-
gensetzten. Ein völliger Nicht-Besuch
von Pflichtschulen kam aber in den
1840er-Jahren in den ökonomisch ent-
wickelten Kernländern wohl nur mehr
selten vor. Das erklärt zumindest bis zu

einem gewissen Grad die durchaus
nicht ungünstige ökonomische Perfor-
mance während der Frühindustrialisie-
rung trotz dieser Mängel im Bildungs-
wesen.

Mag die Beurteilung dieser „Teil-
schulpflichtigen“ noch Ansichtssache
sein, ist dem Autor allerdings ein gra-
vierender statistischer Fehler unterlau-
fen, der die starken Abweichungen sei-
ner Berechnung von der bisherigen
Sekundärliteratur weitestgehend er-
klärt. Die Schulpflicht in „Österreich“
betrug vor 1869 sechs Jahre. Für die
Berechnung des Anteils der schul-
pflichtigen Kinder hätte Cvr¤ek also
Schätzungen aus den Konskriptionen
der Sechs- bis unter Zwölfjährigen vor-
nehmen müssen, tatsächlich ging er
aber wohl von den Sechs- bis unter 13-
Jährigen aus, wie ein Abgleich für Wien
im Jahr 1865 ergab. Nach Angaben
des Autors wären noch 1865 rund
17.000 Schüler im damaligen Stadtge-
biet nicht in die Pflichtschule gegan-
gen, eine völlig unglaubwürdige Zahl.
Nimmt man die Daten der Sechs- bis
unter Zwölfjährigen aus der Volkszäh-
lung von 1869, der ersten modernen
Volkszählung, und vergleicht diese mit
den Daten der Schulbehörden, wie sie
sich aus der vom Autor herangezoge-
nen „Detail-Conscription“ von 1865 er-
schließen lassen, beträgt der Unter-
schied lediglich 2.000 – unter Berück-
sichtigung der Zuwanderung und des
Geburtenbooms dieser Jahre ein für
den Zeitraum 1865–1869 durchaus
plausibler Anstieg.

Dem Autor wäre aber noch ein weite-
rer Gegencheck seiner Schätzungen
zugänglich gewesen: die Alphabetisie-
rungsraten laut Volkszählung 1890
nach Altersgruppen. 1890 waren von
den im Zeitraum 1800–1809 in Cislei-
thanien Geborenen 37,5% Analphabe-
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ten im engeren, 47% im weiteren Sinn
(konnten nur lesen). In der Kohorte der
1840–1849 Geborenen betrugen die
entsprechenden Anteile 30,9 und 37%.
Das spricht für keinen großen Erfolg
des vormärzlichen Schulsystems vor
den Reformen der späten 1860er-Jah-
re. Die Verhältnisse waren allerdings
doch deutlich besser, als der Autor
suggeriert. So lag im industriellen
Kernland Niederösterreich die Anal-
phabetenrate bei den 81- bis 90-Jähri-
gen (also im ersten Jahrzehnt des 19.
Jahrhunderts Geborenen) bei 22%, bei
den 41- bis 50-Jährigen jedoch nur bei
6%. Berücksichtigt man die Zuwande-
rung aus Galizien, der Slowakei und
anderen Teilen der Monarchie mit ge-
ringerem Bildungsstand, decken sich
diese Werte durchaus mit den optimis-
tischen Angaben aus der älteren Lite-
ratur. Zwar können die Ergebnisse der
Volkszählungen der späten Habsbur-
germonarchie „geschönt“ sein – die
hohe internationale Reputation der
k. k. Statistischen Zentralkommission
spricht allerdings eher dagegen –, aber
ob Personen des Schreibens und Le-
sens nicht mächtig waren, entging den
Erhebungsorganen vermutlich nur in
seltenen Fällen.

Doch selbst wenn man den Volks-
zählungsergebnissen mit Bezug auf
die Erhebung von Lesen und Schrei-

ben einen „Bias“ zurechnet, ist die
Conclusio des Autors, die „Allgemeine
Schulordnung“ von 1774 wäre „a brake
on education“ (S. 267) gewesen, nicht
nachvollziehbar. Nach der prononciert
(manchester-)liberalen Position des
Autors wäre es besser gewesen, auf
das staatliche Pflichtschulwesen zu
verzichten und Bildung, dem engli-
schen Beispiel folgend, dem „Markt“ zu
überlassen. Wie wenig das die mehr-
heitlich agrarische Bevölkerung der
Habsburgermonarchie im späten 18.
und im 19. Jahrhundert überzeugt hät-
te, illustriert der bäuerliche Widerstand
gegen den Schulbesuch der Kinder in
allen Teilen der Monarchie deutlich.
Unter solchen Vorzeichen wäre es
kaum bis 1913 zur flächendeckenden
Alphabetisierung im westlichen Teil
von Cisleithanien (Die Habsburger-
monarchie 1848–1918, Bd. 8, Teil 1,
S. 69) gekommen, einer „enrollment
ratio“, die der amerikanische Historiker
Gary Cohen als durchaus mit Deutsch-
land vergleichbar annimmt.

So verdienstvoll die Arbeit des Au-
tors mit Bezug auf die Erfassung der
quantitativen Entwicklung des Schul-
wesens in der Habsburgermonarchie
auch ist, kann der Conclusio des Au-
tors schwerlich zugestimmt werden.

Andreas Weigl
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